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In Österreich ist eine Infrastrukturgesellschaft, die AS-
FINAG, für die Planung, die Finanzierung, den Ausbau, 
die Erhaltung, den Betrieb und die Bemautung des ös-
terreichischen Autobahnen- und Schnellstraßennetzes 
zuständig.2 Die ASFINAG ist vollständig im Eigentum der 
Republik Österreich, wird jedoch in der EU nach dem Eu-
ropäischen System der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung (ESVG) 1995 trotz 100%igem Eigentum des 
Bundes und Staatsgarantie für Schulden dem Privatsek-
tor zugerechnet. Die ASFINAG fi nanziert sich durch Maut-
einnahmen und erhält keine fi nanziellen Zuschüsse aus 
dem Staatsbudget. Die Einnahmen aus dem Verkauf der 
Vignette, der Lkw-Maut und Sondermautstrecken werden 
wieder in den Bau, den Betrieb und die Sicherheit des 
Straßennetzes in Österreich investiert.

Mit dem ASFINAG-Modell für Infrastrukturfi nanzierung, 
das die nationalen Budgets nicht belastet, könnten er-
gänzend zum „Juncker-Plan“ zusätzliche nationale Infra-
strukturinvestitionen fi nanziert oder auch mit den EU-Mit-
teln kofi nanziert werden. Damit könnte die derzeit niedri-
ge Zinsphase für eine günstige Infrastrukturfi nanzierung 
genutzt werden. Die ASFINAG ist damit auch ein Modell 
dafür, wie die Flexibilität des EU-Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes für außerbudgetäre Infrastrukturinvestitionen 
genutzt werden kann.

Historische Eckdaten zur ASFINAG

Die ASFINAG wurde 1982 als zentrale Finanzierungsge-
sellschaft für alle Autobahngesellschaften Österreichs 
gegründet. 1997 übernahm sie über einen Fruchtgenuss-
vertrag die Gesamtverantwortung für das Autobahnen- 
und Schnellstraßennetz in Österreich. Das Eigentum blieb 

2 Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft 
(ASFINAG): ASFINAG Geschäftsbericht 2013.

Die EU-Kommission hat einen „Investitionsplan für Euro-
pa“ (auch als „Juncker-Plan“ bekannt)1 vorgestellt, mit dem 
ein Volumen von 315 Mrd. Euro mobilisiert werden soll. 
Damit sollen die Investitionen in der EU, die als Folge der 
Krise um 15% zurückgegangen sind – wodurch eine Inves-
titionslücke entstand –, wieder erhöht werden. Denn die 
bisherige EU-Wachstumsstrategie war nicht ausreichend, 
um das Wachstum in der EU substanziell zu erhöhen, da 
sie überwiegend auf Strukturreformen basierte, die erst 
mittel- bis langfristig wirken. Am Anfang erfolgte sogar oft 
eine Verschlechterung der Wachstumsperformance.

Mit dem „Juncker-Plan“ wird die Nachfrage erstmals 
offensiv angekurbelt. Es ist jedoch fraglich, ob er allein 
ausreicht, um Wachstum und Beschäftigung in der EU 
nachhaltig zu stärken und die gegenwärtige wirtschaft-
liche Stagnation in der EU zu überwinden. Nationale In-
vestitionen im öffentlichen Sektor sind jedoch durch die 
angespannte Budgetlage und die Restriktionen des Sta-
bilitäts- und Wachstumspaktes in den meisten Ländern 
schwierig zu fi nanzieren.

* Franz Nauschnigg war von 1995 bis 1999 wirtschaftspolitischer Be-
rater der österreichischen Finanzminister Staribacher, Klima, Edlinger 
und in die Schaffung der ASFINAG involviert. Der Artikel stellt seine 
persönliche Meinung dar.

1 Europäische Kommission: An Investment Plan for Europe, 26.11.2014, 
COM(2014) 903 fi nal.
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Die Einrichtung der ASFINAG war ein wesentlicher Teil 
dieser Maßnahmen, wodurch außerbudgetär durch In-
frastrukturinvestitionen die Inlandsnachfrage angekur-
belt und langfristig der Wirtschaftsstandort Österreich 
durch eine bessere Infrastruktur gestärkt wurde. Sie 
übernahm Schulden vom Staat, wodurch das Kon-
vergenzkriterium „sinkender Schuldenstand“ erfüllt 
wurde. Die ASFINAG-Investitionen werden nicht mehr 
defi zitwirksam verrechnet, da sie durch Mauten, Pkw-
Vignette und seit Anfang 2004 durch Lkw-Maut fi nan-
ziert werden. Das Prinzip für diese Ausgliederungen 
war, dass Investitionen aus dem öffentlichen in den pri-
vaten Sektor transferiert werden. Der Bund behält das 
Eigentum und überträgt nur das Fruchtgenussrecht an 
der ASFINAG. Die ASFINAG bekommt zusätzlich Bun-
desgarantien für die Schuldenaufnahme, sodass die Fi-
nanzierung günstiger als durch Private erfolgen kann. 
Im Gespräch waren 1996 auch klassische öffentlich-
private Partnerschaften (ÖPP), aber private Investoren 
erreichen nicht die niedrigen Finanzierungskosten des 
Staates. Private Investitionen werden daher immer teu-
rer als eine Finanzierung nach dem ASFINAG-Modell 
sein, was eine Rolle spielt, da die Finanzierung einen 
der größten Kostenblöcke darstellt. Effi zienzvorteile 
sollten durch privatwirtschaftliche Organisationsmo-
delle erreicht werden.

Vorteile dieses Public-Private-ASFINAG-Finanzierungs-
modells sind:

• höhere Infrastrukturinvestitionen: bei der ASFINAG et-
wa 0,2% bis 0,4% des BIP, zusätzlich fl exibel der Kon-
junktur entsprechend einsetzbar – 2007 geringe Aus-
gaben von 0,8 Mrd. Euro, bis 2010 auf 1,7 Mrd. Euro 
erhöht.

• günstige Finanzierung durch Bundesgarantien für 
Schulden;

• bessere Darstellung und buchhalterische Behandlung 
von Investitionen: Im Budget, wie generell im öffentli-
chen Sektor in der Kameralistik, wurden öffentliche 
Infrastrukturinvestitionen als Ganzes als Aufwand im 
Jahr der Erstellung behandelt, die das Budgetdefi zit 
erhöhen. Im Privatsektor gibt es selbstverständlich die 
doppelte Buchführung mit Abschreibungen je nach Le-
bensdauer der Investition;

• erhöhter Druck zur Bezahlung der Wegekosten durch 
die Straßennutzer: Die Pkw-Jahresvignette kos-
tet 84,40 Euro 2015. Für Lkw ab 3,5 t waren je nach 
Achslast und Umweltstandard zwischen 0,16 und 0,44 
Euro/km zu bezahlen. Der Lkw trägt seine Straßen-
kosten nicht und es kommt dadurch zu Verzerrungen 

beim Bund. Zur Finanzierung wurde eine Vignette für Pkw 
in Höhe von 1000 Schilling für die Jahresvignette (etwa 73 
Euro), zusätzlich zu Einnahmen aus Sondermautstrecken, 
eingeführt. Die ASFINAG übernimmt Altschulden aus dem 
Autobahnbau vom Bund  in der Größenordnung von etwa 
3% des BIP und die Finanzierung (mit Staatsgarantie) und 
den Ausbau des Autobahnen- und Schnellstraßennetzes 
in Österreich. 

2004 folgte die Einführung der streckenabhängigen Lkw-
Maut für Fahrzeuge über 3,5 t. 2006 übernahm die AS-
FINAG den Straßenbetrieb direkt durch Beendigung der 
Werkverträge mit den Bundesländern. Die ASFINAG 
bleibt auch im neuen ESVG 2010 im Privatsektor, weil ge-
zeigt werden konnte, dass sie sich selbst aus Marktein-
nahmen fi nanziert. Die ASFINAG hat seit 1997 Eigenka-
pital aus Innenfi nanzierung von 2,8 Mrd. Euro aufgebaut. 
Ihr Kapital betrug Ende 2013 insgesamt 3,3 Mrd. Euro, 
bei Schulden von 11,4 Mrd. Euro. Die ASFINAG kann ih-
re Verpfl ichtungen durch ihre Einnahmen abdecken. 2013 
lagen diese mit 2 Mrd. Euro weit über den Ausgaben von 
1,1 Mrd. Euro.3

Wirtschaftspolitische Überlegungen zur ASFINAG

Mitte der 1990er Jahre wurde insbesondere zur Erfüllung 
der budgetären Konvergenzkriterien für den Euro-Beitritt  
eine wachstumsfreundliche Budgetkonsolidierung in Ös-
terreich durchgeführt. Das notwendige Sparpaket zur 
Senkung des Defi zits wurde 1996 durch ein Wachstums- 
und Konjunkturförderungspaket ergänzt.4 Nach dem EU-
Beitritt Österreichs traten die damit verbundenen negati-
ven Effekte in den bisher geschützten Bereichen unmit-
telbar ein, während die Strukturreformen erst mittel- bis 
langfristig wirkten. Am Anfang erfolgte eine Verschlechte-
rung der Wachstums performance, wobei insbesondere in 
den betroffenen Sektoren, insbesondere Landwirtschaft, 
Nahrungsmittelindustrie bzw. einige Dienstleistungsbe-
reiche, die Beschäftigung abgebaut wurde. Da die posi-
tiven Effekte erst mittel- bis langfristig überwogen, kam 
es zu einem J-Kurven-Effekt beim Wirtschaftswachstum 
und bei der Beschäftigung. Diese negativen Strukturef-
fekte wurden kurzfristig durch expansive Fiskalmaßnah-
men, insbesondere außerbudgetäre Infrastrukturinvestiti-
onen überkompensiert.5

3 Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft 
(ASFINAG), a.a.O. 

4 F. Nauschnigg: Macroeconomic policymaking – lessons from Austro-
Keynesianism, in: Konferenzband, Delivering the Lisbon goals – The 
role of macroeconomic policy, Europäischer Gewerkschaftsbund und 
European Trade Union Institute, 2006; ders.: Growth-friendly fi scal 
consolidation, ETUI Policy Brief, Nr. 4/2010, www.etui.org/research/
Media/Files/EEEPB/2010/4-2010.

5 F. Nauschnigg: Growth-friendly fi scal consolidation ..., a.a.O.



Wirtschaftsdienst 2015 | 5
344

Analysen und Berichte Verkehrspolitik

Das ASFINAG-Modell wurde auch von der EU bei der 2014 
erfolgten Umstellung des Systems der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung (ESVG) anerkannt. Hier gab es 
einige Diskussionen mit einzelnen Hardlinern in der EU-
Kommission und bei Eurostat, die von einzelnen Ländern 
unterstützt wurden. Weil aber überzeugend demonstriert 
werden konnte, dass die ASFINAG ihre Verpfl ichtungen 
durch ihre Einnahmen (2013 Lkw-Maut 1,1 Mrd. Euro, Vig-
nette 0,4 Mrd. Euro, Sondermauten 0,15 Mrd. Euro) abde-
cken kann, bleibt die ASFINAG weiter im privaten Sektor. 
Wichtig war auch, dass sich EZB-Präsident Draghi für die 
Nutzung der Flexibilität des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes aussprach.10 Nachdem nunmehr sogar die deut-
sche Bundesregierung überlegt, das ASFINAG-Modell 
anzuwenden,11 ist auch von deutscher Seite kein Angriff 
gegen das Modell mehr zu erwarten.12

Andere Finanzierungsmodelle in Österreich

Aufbauend auf dem ASFINAG-Modell des Finanzministe-
riums gab es in den 1990er Jahren auch weitere Finanzie-
rungsmodelle insbesondere für Schienen- (Verkehrsmi-
nisterium) und Gebäudeinfrastruktur (Wirtschaftsministe-
rium) in Österreich.

1. Finanzierungsgesellschaft für die Schieneninfrastruktur: 
Im Jahr 1997 wurde eine Schieneninfrastrukturfi nan-
zierungsgesellschaft (SCHIG vollständig im Bundes-
besitz) zur außerbudgetären Finanzierung des Eisen-
bahnausbaus errichtet und später den Österreichi-
schen Bundesbahnen (ÖBB) übertragen. Darauf folgte 
ein forcierter Ausbau der Bahninfrastruktur um jähr-
lich 2 Mrd. Euro bis 2,4 Mrd. Euro (Strecken, Tunnel, 
Bahnhöfe – allein in Wien wurden zwei große Bahnhöfe 
umgebaut bzw. komplett neu errichtet; der neue Wie-
ner Zentralbahnhof war zeitweise die größte Baustelle 
Europas, die ohne Bürgerproteste abgewickelt wurde). 
Die Ausgaben werden nach ESVG nunmehr dem staat-
lichen Sektor zugerechnet, da die ÖBB die Schulden 
von 22 Mrd. Euro nicht selbst abtragen kann, diese 
zählen daher zu den Staatsschulden. Österreich ist 
damit langfristig besser aufgestellt als Deutschland, da 
es über eine modernere Bahninfrastruktur verfügt, die 
noch langfristig genutzt werden kann. In Deutschland 

10 Mario Draghi: Speech in Jackson Hole 2014 „the existing fl exibility 
within the rules could be used to better address the weak recovery 
and to make room for the cost of needed structural reforms.“

11 D. Delhaes: Milliarden gegen den Stau, in: Handelsblatt vom 
11.2.2015, S. 1.

12 Besonders freut mich, dass die Expertenkommission „BMWi-Inves-
titionsstrategie“ – Infrastruktur, in der ich das ASFINAG-Modell vor-
tragen durfte, sich dafür entschieden hat. Der deutsche Wirtschafts- 
und auch der Finanzminister wollen eine Verkehrsinfrastrukturgesell-
schaft nach dem Vorbild Österreichs gründen. Vgl. z.B. D. Delhaes: 
Der neue Investitionspakt, in: Handelsblatt vom 22.4. 2015, S. 10.

zwischen den Verkehrsträgern.6 Warum soll der Steu-
erzahler den Verkehr subventionieren? Es erfolgt ein 
Übergang von der Steuer- auf die Nutzerfi nanzierung;

• effi zienteres und fl exibleres Handeln einer nicht-staat-
lichen Verwaltung: Das WIFO stellte bereits 2005 fest: 
„Die bisherige Korporatisierung bringt bereits spürba-
re Effi zienzgewinne“.7 Die Einführung der Lkw-Maut 
erfolgte in Österreich, wie geplant, Anfang 2004 ohne 
Probleme und Zeitverzögerungen. Insbesondere die 
Übernahme des Straßenbetriebes durch die ASFINAG 
nach Beendigung der Werkverträge mit den österrei-
chischen Bundesländern wirkte effi zienzsteigernd. Bis 
die Übernahme des Straßenbetriebes von den Bun-
desländern abgeschlossen war, dauerte es allerdings 
fast zehn Jahre. Es war daher sinnvoll, die Aufgabe der 
Verhandlung mit den Ländern der ASFINAG zu über-
tragen und nicht schon 1996 eine fertige Lösung mit 
den Bundesländern zu suchen, da sich dadurch alles 
verzögert hätte;

• Kombination der Vorteile des Privatsektors: Effi zienz, 
Flexibilität) mit denen des öffentlichen Sektors (niedri-
gere Finanzierungskosten);

• Zurückdrängen politischer Zielvorgaben, stattdessen 
Ausbauprioritäten nach den Verkehrsströmen;

• zentrale Verwaltung, womit Synergien genutzt und 
Transaktionskosten gespart werden können.

Die Bauwirtschaft wurde durch den beschleunigten Aus-
bau der Infrastruktur zur Konjunkturstütze. Die Bauinves-
titionen stiegen von 1996 bis 2000 in Österreich durch-
schnittlich um 0,6% (in Deutschland sanken sie durch-
schnittlich um 1,3%).8 Damit gelang von 1995 bis 1999 in 
Österreich sowohl Wachstum (zwischen 2,1% und 3,6%) 
als auch Budgetkonsolidierung (das Defi zit sank von 5,8% 
auf etwas über 2% des BIP) miteinander zu vereinbaren. 
Die Arbeitslosigkeit stieg nur leicht an und erreichte 1999 
wieder den Wert von 1995 von 3,9%.9 Das Budget wurde 
damit wachstumsfreundlich konsolidiert.

6 „Im grenzüberschreitenden Warenverkehr zeigte sich eine Gleich-
läufi gkeit der Warenstruktur bei den Verkehrsträgern Schiene und 
Straße. Das zeigt, daß sich die spezifi sche technische Überlegenheit 
des einzelnen Verkehrsmittels nicht durchsetzen konnte. Das läßt den 
Schluß auf Kostenverzerrungen zu. In diesem Bereiche wäre ein An-
satzpunkt für die Verkehrspolitik gegeben.“ Vgl. F. Nauschnigg: Die 
Verkehrsträger Schiene und Straße; Entwicklung in Österreich von 
1960 – 1980, Diplomarbeit, Universität Graz, bei Univ.-Prof. Dr. Gun-
ther Tichy, 1982.

7 WIFO: Effi zienzsteigerungen in der Verkehrsinfrastruktur durch Priva-
tisierungsschritte, Monatsbericht 3/2005.

8 EU Kommission: Herbstprognose 2002, in: Europäische Wirtschaft, 
Nr. 5/2002.

9 F. Nauschnigg: Growth-friendly fi scal consolidation ..., a.a.O.
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der Nullzinsgrenze nicht mehr voll handlungsfähig ist. Die 
US-Notenbank Federal Reserve kommt auf Multiplikato-
ren der Fiskalpolitik zwischen 1,1 und 2,5, wodurch die 
Fiskalpolitik das Wachstum wirksam ankurbeln kann und 
im günstigsten Fall der Anstieg des BIP den Schuldenan-
stieg überkompensiert, sodass die Staatsschulden in Re-
lation zum BIP sogar sinken.14

In einer Metastudie,15 in der insgesamt 89 Studien über 
Multiplikatoreneffekte untersucht wurden, ergab sich für 
öffentliche Investitionen der höchste Multiplikator von 1,2. 
Auch die EU-Kommission kommt zu dem Schluss, dass 
in wirtschaftlich schlechten Zeiten die Fiskalmultiplika-
toren wirksamer sind, wobei die Multiplikatoren auf der 
Ausgabenseite zwei- bis dreimal höher sind als auf der 
Einnahmenseite.16 In der derzeitigen Phase ökonomischer 
Unterauslastung der Volkswirtschaften der EU sind daher 
öffentliche Infrastrukturinvestitionen besonders wachs-
tumswirksam.

Österreich sollte hier als Best-Practice-Modell vorange-
hen. Das ASFINAG-Modell sollte wie schon 1997 bis 2000 
und 2008 bis 2010 zur Ankurbelung der österreichischen 
Bauwirtschaft verwendet werden. Aus Umweltgesichts-
punkten könnte eine Querfi nanzierung des Schieneninf-
rastrukturausbaus durch EU-rechtlich mögliche höhere 
Mauten für Lkw auf den jeweiligen Transitstrecken erfol-
gen. Weiter ist eine Anwendung des ASFINAG-Modells für 
die Finanzierung des Ausbaus anderer Infrastrukturberei-
che wie Energie- und Telekommunikationsnetze denkbar, 
eventuell mit der Schaffung einer Infrastrukturholding mit 
einer zentralen Finanzierungsfunktion – für das Strom-, 
Gas-, Breitbandnetz, vielleicht auch für Wohnbau und Ge-
bäudeinfrastruktur.

Insbesondere der sehr teure Ausbau der Stromnetze zu 
„smart grids“ könnte durch das ASFINAG-Modell we-
sentlich günstiger erfolgen. In Österreich sollte überlegt 
werden, ob das Stromnetz vom Verbund an die ASFINAG 
übertragen oder nach dem ASFINAG-Modell fi nanziert 
werden sollte. Der Verbund bekommt dafür derzeit eine 
Verzinsung von etwas über 6%. Mit dem ASFINAG-Mo-
dell könnten die Zinskosten wahrscheinlich um über die 
Hälfte gesenkt werden, was den österreichischen Strom-
kunden im Vollausbau Ersparnisse in der Größenordnung 
von etwa 100 Euro je Haushalt pro Jahr bringen könnte.

14 T. S. Hills, T. Nakata: Fiscal Multipliers at the Zero Lower Bound: The 
Role of Policy Inertia, Federal Reserve Board, Nr. 2014-107, Washing-
ton DC 2014.

15 W. Gechert: Fiscal Multipliers: A Meta Regression Analysis, IMK Wor-
king Papers, Nr. 97, Juli 2012.

16 N. Carnot, F. Castro: The Discretionary Fiscal Effort: an Assessment 
of Fiscal Policy and its Output Effect, in: Europäische Wirtschaft, Eco-
nomic Papers, Nr. 543, Februar 2015.

wird im Vergleich weniger in die Bahninfrastruktur in-
vestiert. Die Deutsche Bahn hat dadurch auch eine we-
sentlich geringere Verschuldung als die ÖBB, und ihre 
Schulden werden daher auch nicht zu den deutschen  
Staatsschulden dazugezählt. Diese sind daher niedri-
ger, allerdings um den Preis unzureichender Investitio-
nen in die Bahninfrastruktur.

2. Bundesimmobiliengesellschaft: Im Jahr 1997 wurden 
Bundesliegenschaften (Schulen, Universitäten usw.) an 
die Bundesimmobiliengesellschaft (BIG vollständig im 
Bundesbesitz) gegen Entrichtung eines Entgeltes von 
etwas über 1% des BIP übertragen. Die Finanzierung 
erfolgte durch Vermietung der Gebäude an den Bund. 
Die Mieten führen zu einer rationelleren Nutzung der 
Mietobjekte durch die öffentliche Verwaltung. Die Bau-
investitionen werden durch diese außerbudgetäre Fi-
nanzierung angekurbelt, was die Bauwirtschaft belebt. 
Auch diese Ausgaben wurden 2014 nach ESVG dem 
staatlichen Sektor zugerechnet, weil die Erträge über-
wiegend aus der Vermietung an den Bund kommen.

ASFINAG als Modell für Infrastrukturausbau in 
Österreich und der EU

Da sich die Wirtschaft nach der Krise noch nicht in allen 
EU-Ländern wieder erholt hat, ist weiterhin eine offensi-
ve Wirtschaftspolitik erforderlich. Aufgrund der hohen 
Staatsschulden als Folge der Finanzkrise sollte dies aller-
dings nicht über eine Erhöhung des Budgetdefi zits erfol-
gen, sondern der eingeschlagene moderate Konsolidie-
rungskurs fortgesetzt werden, um die derzeitige günstige 
Finanzierung für Österreich, aber auch andere Länder des 
Euroraums nicht zu gefährden. Präsident Juncker hat da-
für ein Finanzierungspaket vorgeschlagen. Dieses könnte 
durch nationale Infrastrukturfi nanzierung nach dem AS-
FINAG-Modell in den EU-Mitgliedstaaten ergänzt werden 
und damit einen wesentlich höheren Wachstumsimpuls 
bringen.

Infrastrukturinvestitionen haben gerade in der derzei-
tigen Phase mit unterausgelasteten Kapazitäten einen 
hohen Fiskalmultiplikator. Der Internationale Währungs-
fonds (IWF) hat im Herbst 2014 festgestellt, dass öffent-
liche Infrastrukturinvestitionen das Wirtschaftswachs-
tum kurz- und langfristig erhöhen13 – besonders in Zeiten 
hoher Reservekapazitäten in der Volkswirtschaft. Sogar 
schuldenfi nanzierte Projekte können über den Fiskalmul-
tiplikator das Wachstum steigern und auch die Staats-
schuldenquote muss dadurch nicht zunehmen, wenn die 
Projekte effi zient sind. Der Fiskalmultiplikator ist beson-
ders wirksam, wenn die Geldpolitik wegen des Erreichens 

13 IWF: World Economic Outlook, Kapitel 3, Oktober 2014.
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zahlung in Höhe von 120 Euro. Für Kraftfahrzeuge über 
3,5 t höchstzulässigem Gesamtgewicht, das sind Lkw, 
Busse und schwere Wohnmobile, gilt im Straßennetz der 
ASFINAG eine fahrleistungsabhängige Maut. Die Tarife 
hängen von der Zahl der Achsen, den zurückgelegten Ki-
lometern und der EURO-Emissionsklasse der Fahrzeuge 
ab und gehen von 0,16 bis 0,44 Euro/km. Insbesondere 
bei alpenquerenden und daher besonders teuren Auto-
bahnen gibt es auch Sondermauten.

Deutsches Vignettenmodell

Die derzeitig vorgeschlagene deutsche Infrastrukturab-
gabe (Vignettenmodell) ist EU-rechtlich bedenklich und 
führt zu einer Ausländerdiskriminierung. In der ökono-
mischen Gesamtwirkung werden durch die deutsche In-
frastrukturabgabe die Ausländer belastet, während die 
Inländer durch die gleichzeitig vorgesehene Senkung der 
Kfz-Steuer ökonomisch entlastet werden.

In Österreich erfolgte die Einführung der Vignette für Pkw 
ohne gleichzeitige Entlastung der inländischen Autofah-
rer. Es gab damals auch in Österreich Stimmen, die ähn-
liche Konstruktionen wie jetzt in Deutschland vorschlu-
gen. Diese wurden jedoch nach informellen Gesprächen 
mit der EU-Kommission, die sich gegen derartige Kon-
struktionen wegen des Nicht-Diskriminierungsgebotes 
gegenüber Ausländern aussprach, abgelehnt. Die Befür-
worter der deutschen Regelung17 sollten bedenken, dass 
bei einer Genehmigung des deutschen Modells andere 
EU-Länder möglicherweise auf entsprechende Gegen-
maßnahmen setzen. Österreich könnte z.B. nach dem 
deutschen Modell eine Erhöhung der Vignettenpreise bei 
gleichzeitiger Entlastung der inländischen Pkw-Fahrer 
vornehmen. Dies würde vor allem wieder deutsche Pkw-
Fahrer treffen. Die EU kann eine derartige Politik, welche 
die Lasten ökonomisch jeweils nur den Ausländern auf-
bürdet und die Inländer gleichzeitig entlastet, nicht wol-
len. Sie wäre auch ökonomisch kontraproduktiv.

17 Vgl. beispielsweise S. Jaenichen: Verkehrswegegebühren und Aus-
länderdiskriminierung, in: Wirtschaftsdienst, 95. Jg. (2015), H. 1, 
S. 32-38.

Das ASFINAG-Modell könnte dann auch auf andere EU-
Länder und dort auf andere Infrastrukturbereiche wie 
Transport-, Energie-, Telekommunikationsnetze ausge-
weitet und in den einzelnen EU-Ländern fl exibel je nach 
ihren Infrastrukturbedürfnissen eingesetzt werden. Zen-
tral ist, dass bei all diesen Projekten Einnahmen entste-
hen, sodass die durch den Staat garantierten Schulden 
über die Laufzeit der Projekte zurückgezahlt werden kön-
nen. Darüber hinaus müssen Synergieeffekte durch das 
gesamte Netz und den Betrieb des Netzes genutzt wer-
den können.

Österreichisches Vignettenmodell

Die Vignette dient der Erhebung der Straßenbenutzungs-
gebühr für Pkw. Gegenüber einer Treibstoffsteuer hat 
sie den Vorteil, dass sie unabhängig von der Antriebsart 
(Benzin, Diesel, Gas, Strom) ist und auch davon, in wel-
chem Land der Treibstoff gekauft wurde. Dies ist bei ei-
nem kleinen Transitland wie Österreich bedeutsam, da-
mit auch ausländische Pkw für die Straßenbenutzung 
ihren Beitrag leisten. Sie ist günstig und einfach zu kon-
trollieren. Die Vignette wurde 1997 nicht diskriminierend 
eingeführt und es gab für österreichische Pkw-Besitzer 
keine entsprechenden Steuersenkungen. Auch eine fahr-
leistungsabhängige Maut wurde damals in Erwägung 
gezogen, jedoch wegen der dafür notwendigen langen 
Vorlaufzeiten, höheren Erhebungskosten und der schwie-
rigen politischen Akzeptanz wieder verworfen. Die Tarife 
für 2015 zeigt Tabelle 1.

Eine gültige Vignette ist unerlässlich, um das österreichi-
sche Autobahnen- und Schnellstraßennetz zu befahren, 
und bewahrt Pkw-Fahrer vor einer möglichen Ersatzmaut-

Tabelle 1
Tarife der österreichischen Vignette 2015
in Euro

10-Tages-
Vignette

2-Monats-
Vignette

Jahres-
Vignette

Motorrad 5,00 12,70 33,60

Auto und Kfz bis einschließlich 3,5 t 8,70 25,30 84,40
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